
 9. Innerhalb der gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB sind Bepflanzungen mit stand-
ortgerechten Laubgehölzen vorzunehmen.
Mindestpflanzqualität bei Pflanzung: Heister, 2 x verpflanzt, Höhe 100/125
Pflanzraster: 1,0 x 1,0 m in Reihen, Reihen gegeneinander versetzt
Als Arten sind zu verwenden:
Faulbaum (Rhamnus frangula), Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus be-
tulus), Hartriegel (Cornus mas), Hasel (Corylus avellana), Holunder (Sambucus nigra),
Holzapfel (Malus sylvestris), Hülse (Ilex aquifohum), Hundsrose (Rosa canina), Pfaffen-
hütchen (Euonymus europaea), Schneeball (Viburnum opulus), Vogelbeere (Sorbus au-
cuparia), Weißdorn (Crataegus monogyna)
Als bodendeckende Gehölze sind zu verwenden:
Efeu (Hedrea helix), Fingerstrauch (Potentilla), Johanniskraut (Hypericum calcinum)

10. Alle angepflanzten Gehölze sind gem. §9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB dauerhaft zu erhalten.
Bei Abgang eines Gehölzes ist gem. §9 Abs. 1 Nr. 25a eine Neuanpflanzung mit einem
Gehölz gleicher Art und Qualität vorzunehmen.

Örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung
gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 56,97 und 98 NBauO

 1. Garagenwände und Wandflächen, die vertikal durchgehend in einer Breite von 4,0 m
keine Öffnungen aufweisen, sind in ihrer Gesamtheit mit standortgerechten Kletterpflan-
zen zu begrünen. Pro laufender Meter ist mindestens ein Klettergehölz in den Boden zu
pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.

Hinweise

 1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde
gemacht werden, wird darauf hingewiesen, dass die Funde  meldepflichtig sind gem. §
14 Abs. 1 Nds. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. GVBl. S. 517) in der z. Zt.
gültigen Fassung.
Es wird gebeten, die Funde unverzüglich dem Landkreis Vechta zu melden.

 2. Bebaute Baugrundstücke sind zum Bahngelände hin dauerhaft einzufrieden.
Bei Anpflanzungen sind zu den Gleisen Mindestabstände einzuhalten (Faustregel: Ge-
wächshöhe = Pflanzabstand zur Bahnlinie). Überschreitet die Wuchshöhe von Bäumen
die vorgegebenen Begrenzungen, so sind sie durch den Verkehrsicherungspflichtigen
(Grundstückseigentümer) zurückzuschneiden.

 3. Anfallendes Oberflächenwasser ist gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 136 Abs. 4
NWG in den z. Zt. gültigen Fassungen auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern.

 4. Soweit Bereiche für textliche Festsetzungen und Hinweise nicht aus dem Plan oder Text
hervorgehen oder abgegrenzt sind, gelten sie für den gesamten Planbereich.

 5. Die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990, zuletzt geändert am
22. April 1993, ist anzuwenden.

Textliche Festsetzungen

In Ergänzung der Planzeichnung werden für das Plangebiet Nr. 40 - 2. Änderung - folgende
Festsetzungen getroffen:

Planungsrechtliche Festsetzungen
gem. § 9 Abs. 1 u. 2. BauGB sowie § 31 Abs. 1 BauGB

 1. Im Mischgebiet (MI) sind auf der Grundlage des § 1 (5) und (9) BauNVO die Nutzungen
gemäß § 6 (2) Ziffer 1 bis 4 BauNVO zulässig.
Folgende Nutzungen werden gemäß § 1 (5) BauNVO ausgeschlossen:
 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, soziale, gesundheitliche und sportliche

Zwecke i.S.d. § 6 (2) Nr. 5 BauNVO,
 Gartenbaubetriebe i.S.d. § 6 (2) Nr. 6 BauNVO ,
 Tankstellen i.S.d. § 6 (2) Nr. 7 BauNVO ,
 Vergnügungsstätten i.S.d. § 6 (2) Nr. 8 BauNVO .
 Alle Ausnahmen i.S.d. § 6 (3) BauNVO .

 2. Gemäß § 16 (4) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO wird im Baugebiet die
Firsthöhe von Gebäuden auf höchstens 11,00 m über der Oberkante der anbaufähigen
Verkehrsfläche festgesetzt. Oberer Bezugspunkt für die festgesetzte maximale Firsthöhe
ist der höchste Punkt des Daches. Antennen, Schornsteine etc. bleiben unberücksichtigt.

 3. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist die Errichtung von Garagen und
Carports i.S.d. § 12 BauNVO und Nebenanlagen in Form von Gebäuden i.S.d. § 14 (1)
BauNVO unzulässig.

 4. Im Mischgebiet (MI) darf die Oberkante des fertigen Erdgeschoßfußbodens nicht höher
als 0,50 m über der Oberkante der anbaufähigen öffentlichen Verkehrsfläche liegen.

 5. Wohnungen sind zum Schutz bzw. zur Vermeidung und Minderung von schädlichen Um-
welteinwirkungen aus den östlich liegenden Gewerbeflächen des B-Planes Nr. 50 A so-
wie der Bahnlinie Delmenhorst/Hesepe mit schallschützenden Außenbauteilen wie z.B.
Lärmschutzfenstern und –türen auszuführen, so dass die Richtwerte der DIN 4109 bzw.
der VDI-Richtlinie 2719 eingehalten werden.

 6. Die zu der Straßenverkehrsfläche gelegenen Grünflächen dürfen in einer Breite von max.
5,00 m je Baugrundstück für Zu- und Abfahrten unterbrochen werden. Die Grundstücks-
zufahrten sind so anzulegen, dass Aufschüttungen und Abgrabungen im Wurzelbereich
der Bäume (= Kronendurchmesser) nicht erfolgen.

 7. Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sind die Flächen von Stellplätzen so zu befestigen (z.B.
durch Pflasterung mit mind. 30% Fugenanteil, wasser- und luftdurchlässige Betonsteine,
Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke), dass keine vollständige
Versiegelung des Bodens erfolgt.

 8. Je 150 m² neuversiegelter Grundstücksfläche ist an geeigneter Stelle im Plangebiet ein
Hochstammlaubbaum fachgerecht zu pflanzen. Der Bestand an hochstämmigen Laub-
bäumen ist bei der Ermittlung des Pflanzbedarfs zu berücksichtigen. Als Baumarten sind
in der Mindestgröße: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14/16 cm zu verwenden:
Eberesche (Sorbus aucuparia), Hainbuche (Carpinus betulus), Linde (Tilia cordata),
Stieleiche (Quercus robur), Obstbäume (Hochstämme).


